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Im Rahmen der Terrorismusbekämpfung trifft der
Sicherheitsrat auch Maßnahmen gegen verdächti-
ge Privatpersonen. Insbesondere das Einfrieren von
Vermögenswerten und die Beschränkung der Be-
wegungsfreiheit haben einschneidende Folgen. Da
die Möglichkeiten, sich gegen diese Individualsank-
tionen zu wehren, beschränkt sind, wird die Unver-
einbarkeit der Sanktionspraxis mit den prozessua-
len Menschenrechten der Betroffenen kritisiert. Der
Sicherheitsrat sollte in Reaktion darauf ein Indivi-
dualbeschwerderecht und ein gerichtliches Verfah-
ren auf Ebene der Vereinten Nationen einführen, in
dem unabhängig und anhand rechtlicher Vorgaben
geprüft wird, ob die Individualsanktionen gegen
die ›Richtigen‹ gerichtet sind.

Bereits heute zeichnet sich der Terrorismus als Geißel
des 21. Jahrhunderts ab. Die Vereinten Nationen
sind prädestiniert, künftige Generationen auch vor
dieser transnationalen Bedrohung zu bewahren, der
durch einzelstaatliche oder bilaterale Maßnahmen
allein nur unzureichend entgegengetreten werden
kann. Soweit der Terrorismus ein Instrument priva-
ter Personen ist, erscheint es nur konsequent, gezielt
gegen diese vorzugehen. Die vom Sicherheitsrat ge-
gen natürliche und juristische Personen sowie sons-
tige Personengruppen verhängten Individualsanktio-
nen haben jedoch erhebliche Kritik hervorgerufen,
die deren Unvereinbarkeit mit den Menschenrech-
ten der Betroffenen rügt und den Ruf der Vereinten
Nationen gefährdet sieht.1 Mit dem Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften (EuGH), der eine EG-
Verordnung zur Umsetzung der Sanktionsresolutio-
nen des Sicherheitsrats für nichtig erklärte, hat die Kri-
tik prominente Unterstützung erhalten. Droht den
Vereinten Nationen ein Legitimationsverlust und
kommt es zu einem Konflikt mit anderen Rechtsord-
nungen? Werden die Mitgliedstaaten dem Sicherheits-
rat die Gefolgschaft verweigern, worunter letztlich die
Effektivität der Terrorismusbekämpfung leidet?

Individuen und die ›Terrorliste‹ 
des Sicherheitsrats

Der Terrorismus beschäftigt die Vereinten Nationen
auf vielfältige Art.2 Dies beginnt mit Diskussionen
über die Auslegung der UN-Charta hinsichtlich des
Gewaltverbots und des Rechts zur Selbstverteidigung,3

umfasst politische Erklärungen,4 Berichte5 und reicht
bis zu einer Vielzahl völkerrechtlicher Verträge, die
mit Unterstützung insbesondere der Generalversamm-
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lung zwischen den Staaten abgeschlossen wurden und
einzelne Aspekte des Terrorismus betreffen.6 Von be-
sonderer Bedeutung ist freilich das Handeln des Si-
cherheitsrats. Unter der Flagge der Terrorismusbe-
kämpfung hat der Sicherheitsrat nicht nur eine Kom-
petenz zur Gesetzgebung gegenüber der Staatenge-
meinschaft an sich gezogen,7 sondern auch einzelne,
des Terrorismus verdächtige Personen und Organi-
sationen ins Visier genommen.8 Bei den gegen sie ver-
hängten Individualsanktionen handelt es sich ideal-
typisch um multilaterale, negative und präventive
Maßnahmen, die durch eine internationale Organi-
sation verhängt werden, abschreckend wirken und –
zumindest de jure – nicht bestrafen, sondern (weite-
res) Unheil verhindern sollen. Allerdings sind diese

Michael Lysander Fremuth
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Personen selbst nicht Adressaten der Resolutionen;
dies sind die Staaten, denen die unmittelbare An-
wendung der erforderlichen Maßnahmen gegenüber
den bezeichneten Privaten obliegt. Des ungeachtet
kann von einer Urheberschaft des Sicherheitsrats ge-
sprochen werden, da die abschließende Bestim-
mung der Adressaten durch ein ihm zuzurechnendes
Nebenorgan, dem ›1267-Sanktionsausschuss‹, erfolgt
und die Mitgliedstaaten grundsätzlich verpflichtet
sind, die entsprechenden Maßnahmen als ›Zwangs-
vollstrecker‹ des Sicherheitsrats umzusetzen.9

Solche auf Art. 39 und 41 UN-Charta gestützten
Individualsanktionen sind keine neue oder auf den
Terrorismus beschränkte Erscheinung,10 haben jedoch
durch das mehrfach modifizierte Taliban/Al-Qaida-
Sanktionsregime besondere Bedeutung erlangt.11 Es
beruht auf einer Reihe von Resolutionen12 und sieht
eine Sanktionstrias vor: Neben der Verhängung von
Reisebeschränkungen und eines Waffenembargos
sind insbesondere die finanziellen Mittel der aufge-
listeten Personen einzufrieren. Dies richtete sich zu-
nächst gegen die Taliban. Nachdem diese den in Re-
solution 1214 vom 8. Dezember 1998 enthaltenen
Forderungen, insbesondere der Aufforderung, die Un-
terstützung von Terroristen einzustellen, nicht nach-
kamen, und zur Durchsetzung des Verlangens der
Auslieferung Osama bin Ladens nahm der Sicher-
heitsrat am 15. Oktober 1999 die Resolution 1267
an. Sie sah ein Flugembargo sowie das Einfrieren fi-
nanzieller Mittel der Taliban vor. Mit den Resolu-
tionen 1333 und 1390 wurden später die Finanz-
sanktionen auf Osama bin Laden sowie Mitglieder
oder Verbündete der Al Qaida, Taliban und von bin
Laden erweitert;13 zugleich wurde ein umfangreiches
Waffenembargo verhängt. 

Der Sicherheitsrat hat mit Resolution 1267 einen
Sanktionsausschuss eingesetzt, dem die Staaten be-
richten müssen und dessen Aufgabe es unter anderem
ist, die Durchsetzung der Sanktionen zu überwachen.14

Insbesondere aber führt der Ausschuss die so ge-
nannte Konsolidierte Liste, auf der jene Personen na-
mentlich aufgeführt sind, gegen die die Sanktionen zu
richten sind. Die erstmals im März 2001 veröffent-
lichte Liste wird fortlaufend aktualisiert und enthält
mittlerweile 507 Eintragungen. 

Insbesondere die Reisebeschränkungen und das
Einfrieren von Konten treffen den Einzelnen hart.
Auch in Reaktion auf vielfältige Kritik hat der Si-
cherheitsrat Ausnahmen aus humanitären Gründen,
die in Resolution 1267 etwa hinsichtlich der Teil-
nahme an der großen Pilgerfahrt, der Haddsch, be-
reits vorgesehen waren, erweitert. So erlaubt insbe-
sondere Resolution 1452 beispielsweise Ausgaben
für Nahrung, Miete und medizinische Behandlungen
sowie Kosten einer Rechtsberatung. In diesen Fällen
muss der Staat dem Sanktionsausschuss die Ausnah-
me anzeigen und kann sie gewähren, sofern nicht in-
nerhalb von drei Tagen eine Ablehnung ergeht. Einer

Erlaubnis des Ausschusses bedarf es, wenn ein Staat
eine nicht näher bezeichnete Ausnahme für außerge-
wöhnliche Ausgaben gewähren möchte. In unterge-
ordneten Bereichen, wie der Erfüllung von Verträgen,
die vor den Sanktionen eingegangen wurden, kann
der Staat autonom über die Ausnahme entscheiden.

Kritik am Sanktionsregime

Die gleichermaßen gebräuchlichen Begriffe der intel-
ligenten oder zielgerichteten Sanktionen bringen den
Vorteil der Individualsanktionen zum Ausdruck: Sie
sind intelligent, weil sie zielgerichtet sind. Anders
als Sanktionen gegen Staaten, die – etwa im Falle ei-
nes Wirtschaftsembargos – die gesamte Bevölkerung,
oftmals mit Ausnahme der wirklich Verantwortli-
chen treffen,15 sollen Individualsanktionen die ›Rich-
tigen‹ treffen.

Diese Zielgerichtetheit wird auch für den Bereich
der Terrorismusbekämpfung allgemein begrüßt.16 Kri-
tisiert wird vielmehr, dass die Sanktionen die Men-
schenrechte der Betroffenen verletzten. Ungeachtet
der kontroversen Diskussion wird hier zunächst un-
terstellt, dass auch der Sicherheitsrat bei der Verhän-
gung von Sanktionen an Menschenrechte und den
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebunden ist.17

Ungeachtet seines weiten Ermessensspielraums im
Rahmen der Friedenssicherung und seines politischen
Charakters käme eine Freistellung davon einer ›Per-
vertierung‹ des UN-Gedankens gleich (vergleiche Prä-
ambel und Art. 1 Abs. 3 der UN-Charta). Zugleich ist
anzuerkennen, dass die Bekämpfung des Terrorismus
ein legitimes Ziel darstellt, das es zu rechtfertigen ver-
mag, Menschenrechte wie das Recht auf Eigentum
und Bewegungsfreiheit einzuschränken. Auch wenn
Terroristen immer Wege finden werden, ihre Taten
zu begehen und es keine absolute Sicherheit gibt, er-
schweren die Maßnahmen – das Reise- und Waffe-
nembargo sowie das Einfrieren der Gelder – zumin-
dest die Begehung terroristischer Taten und sind damit
zu deren Bekämpfung geeignet. Die erwähnten Aus-
nahmen aus humanitären Gründen sind zudem weit
genug gefasst, um eine verhältnismäßige Umsetzung
der Sanktionen im Einzelfall zu ermöglichen. Die Staa-
ten haben die Möglichkeit, das Ziel der Terrorismus-
bekämpfung gegen persönliche Belange der verdäch-
tigen Individuen abzuwägen.18

Die Rechtfertigung dieser Beschränkungen ma-
terieller Menschenrechte setzt voraus, dass die Sank-
tionen tatsächlich die ›Richtigen‹ treffen. Darüber
entscheidet der Sanktionsausschuss, so dass das
Verfahren der Aufnahme in (listing) und Streichung
von (de-listing) der Konsolidierten Liste sowie die
Möglichkeit der aufgeführten Personen, sich gegen
die Nennung in der Liste zu wehren, von entschei-
dender Bedeutung sind. Eben gegen die Verletzung
der prozessualen Menschenrechte der Betroffenen,
insbesondere des Anspruchs auf rechtliches Gehör
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und einen wirksamen Rechtsschutz, richtet sich die
Kritik.19

Nach dem ursprünglichen Verfahren gerieten die
Betroffenen auf bloßen Zuruf von Staaten (oder Or-
ganisationen) auf die Liste, sofern kein Ausschuss-
mitglied der Aufnahme widersprochen hatte. Recht-
liche Standards existierten nicht, und die Betroffenen
wurden weder informiert noch angehört. Zugleich
hatten sie keine Möglichkeit, gegen die Aufnahme un-
mittelbar vorzugehen. Sie blieben auf ihren Heimat-
oder Aufenthaltsstaat angewiesen. Dieser konnte im
Wege diplomatischen Schutzes für die Betroffenen
deren Streichung aus der Liste durch den Sanktions-
ausschuss beantragen. Der Antrag musste mit Infor-
mationen, welche die Betroffenen selbst zu beschaf-
fen hatten, gerechtfertigt werden. Über den Antrag
entschied der Ausschuss im Konsens-Verfahren, das
heißt letztlich entschieden die Sicherheitsratsmitglie-
der über ihre Vertreter im Sanktionsausschuss, wo-
bei schon ein Widerspruch ausreichte, um den Antrag
abzulehnen (non-objection procedure). Es liegt auf der
Hand, dass entsprechende Petitionen des Einzelnen
an seinen Heimatstaat wenig Erfolg versprachen,
wenn dieser Staat die Listenaufnahme vorgeschlagen
hatte und zudem das Verfahren geeignet war, auch
missliebige Personen, die keine Terroristen waren,
auf die Liste und damit womöglich zum Schweigen
zu bringen. Zudem fehlten rechtliche Maßstäbe für
die Entscheidung über den Antrag: das Verfahren
und die Entscheidung waren politischer Natur.

Dieses Verfahren hat nicht zuletzt den Weltgipfel
2005 beschäftigt und zur Aufforderung an den Si-
cherheitsrat geführt, ein faires und klares Verfahren
des ›listing‹ und ›de-listing‹ einzuführen.20 Jener hat
mittlerweile das Verfahren der Aufnahme und Strei-
chung verbessert.21 Mit Resolution 1730 vom 19. De-
zember 2006 hat er eine Koordinierungsstelle (focal
point) innerhalb des Sekretariats für alle Sanktionsre-
gimes und ein Listenstreichungsverfahren mit indivi-
duellem Antragsrecht eingerichtet. Der Einzelne kann
sich nun neben dem Heimat- oder Aufenthaltsstaat
auch direkt an die Koordinierungsstelle wenden, um
eine Streichung seines Namens aus der Liste zu be-
antragen. 

Die Resolution 1735 sorgt im Rahmen des ›listing‹-
Verfahrens für eine Verbesserung in informationeller
Hinsicht. Der Sicherheitsrat verpflichtet den anzei-
genden Staat dazu, im jeweiligen Fall die Gründe
und Umstände des Terrorismusverdachts so detail-
liert wie möglich darzulegen und Verbindungen zu
bestehenden Listeneintragungen aufzuzeigen. Da-
durch soll ermöglicht werden, Personen eindeutiger
als in der Vergangenheit zu identifizieren. Zudem
werden die Staaten aufgefordert, den betroffenen Per-
sonen und Organisationen mitzuteilen, dass sie in die
Liste aufgenommen wurden. Sie müssen sie ferner über
den öffentlich zugänglichen Teil der Begründung, die
Folgen der Aufnahme sowie die Möglichkeit eines

Antrags auf Löschung und die Gewähr humanitärer
Ausnahmen in Kenntnis setzen, nachdem das Sekreta-
riat diese Informationen der jeweiligen Ständigen Ver-
tretung übermittelt hat. Damit verfügt der Betroffe-
ne im Idealfall über die Informationen, die er benö-
tigt, um einen etwaigen Antrag auf Streichung aus
der Liste zu begründen. Auch die Pflicht des Aus-
schusses zur Veröffentlichung einer Zusammenfas-
sung der Gründe für die Auflistung auf der Internet-
seite nach Resolution 1822 schafft weitere Transpa-
renz. Schließlich hat der Sicherheitsrat bereits durch
die Resolution 1617 Anhaltspunkte gegeben, wann
eine Verbindung zu den Taliban/Al Qaida vorliegt
(›associated with‹-Test).
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S/Res/1390 v. 16.1.2002, Abs. 2; UN-Dok. S/RES/1526 v. 30.1.2004, Abs. 1;

UN-Dok. S/RES/1617 v. 29.7.2005, Abs. 1; UN-Dok. S/RES/1735 v.

22.12.2006, Abs. 1; UN-Dok. S/RES/1822 v. 30.6.2008, Abs. 1.
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ral Matters, Nordic Journal of International Law, 72. Jg. 2/2003, 

S. 291–304.

18 Auch der EuGH geht von einer grundsätzlich zulässigen Beschrän-

kung des Eigentumsrechts aus, vgl. EuGH, verb. Rs. C-402/05P und C-

415/05P (Kadi & al Barakaat) Rdnrn. 363–366.

19 Silke Albin, Rechtsschutzlücken bei der Terrorbekämpfung im Völ-

kerrecht, Zeitschrift für Rechtspolitik, 37. Jg., 3/2004, S. 71–73.
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Auch wenn diese Neuerungen eine Verbesserung
der Situation der Betroffenen darstellen und zwei In-
dividuen sowie zwölf juristische Personen von der
Liste gestrichen wurden (Stand: April 2009);22 sie rei-
chen nicht aus, um die grundsätzlichen Bedenken aus-
zuräumen. Zwar handelt es sich bei den Individual-
sanktionen nach überwiegender Auffassung formal
um präventive Beugemaßnahmen,23 so dass bestimm-
te menschenrechtliche Gewährleistungen nicht un-
mittelbar anwendbar sind. Dennoch sind sie aufgrund
der gravierenden Folgen für die Betroffenen und ih-
rer unbestimmten Dauer am Anspruch auf rechtli-
ches Gehör und einen wirksamen Rechtsschutz zu
messen, wobei der präventive Charakter freilich zu
berücksichtigen ist. 

Das Recht, vor Gericht gehört zu werden, setzt
entsprechende Informationen voraus, damit es wirk-
sam ausgeübt werden kann; zugleich muss sich die
Entscheidungsinstanz mit dem Fall ernsthaft ausein-
andersetzen. Im Bereich der Individualsanktionen ist
nicht sichergestellt, dass die Betroffenen die erforder-
lichen Informationen erhalten. Zwar muss der an-
zeigende Staat dem Antrag auf Aufnahme in die Li-
ste möglichst viele Informationen beifügen; er ent-
scheidet jedoch auch darüber, welche Teile der Be-
gründung veröffentlicht und dem Betroffenen mitge-
teilt werden können. Infolge dieser Informationsho-
heit kann der Antrag des Betroffenen auf Streichung
aus der Liste unvollständig sein. 

Sicherlich ein Fortschritt ist die Einrichtung der
Koordinierungsstelle; sie verschafft der Privatper-
son Zugang zur UN-Ebene und macht sie von staat-
licher Willkür unabhängig. Diese Emanzipation er-
fasst indes nur den Antrag auf Streichung aus der Lis-
te, den die Koordinierungsstelle zwar weiterleitet,
über den sie aber nicht selbst entscheidet. Das sich
nun anschließende Listenstreichungsverfahren ent-
spricht weder den Anforderungen des effektiven
Rechtsschutzes, noch gewährt es rechtliches Gehör.
Der Betroffene kann während des gesamten Verfah-
rens weder vorsprechen noch sich verteidigen. Seine
Einflussmöglichkeit erschöpft sich in der Antragstel-
lung. Danach liegt das Zepter zunächst in den Hän-
den des Heimatstaates sowie des anzeigenden Staa-
tes. Empfiehlt einer dieser an der ersten Bewertung
beteiligten Staaten die Streichung, gelangt der An-
trag auf die Tagesordnung des Ausschusses. Lehnt ein
Staat die Streichung ab, wird der Antrag dem Aus-
schuss weitergeleitet. Jene Ausschussmitglieder, die
über Informationen zugunsten einer Streichung ver-
fügen, werden aufgefordert, diese zur Verfügung zu
stellen. Bleibt der Staat aber bei seiner Ablehnung und
empfiehlt kein sonstiger, an der ersten Bewertung
teilnehmende Staat die Streichung, gelangt der An-
trag nicht zur Befassung in den Ausschuss. Falls sich
keiner der untersuchenden Staaten äußert oder um
zusätzliche Zeit zwecks Befassung bittet, wird der
Antrag den übrigen Mitgliedern des Ausschusses vor-

gelegt. Jedes Mitglied kann dann durch die Empfeh-
lung der Streichung den Antrag auf die Tagesordnung
bringen und es wird im Konsens entschieden, so dass
jedem Mitglied ein Veto zusteht. Empfiehlt kein Mit-
glied im Sanktionsausschuss die Streichung, gilt der
Antrag als abgewiesen.24

Bedenklich an diesem Verfahren ist zunächst, dass
der anzeigende Staat über die Weiterleitung des An-
trags an den Ausschuss mitentscheidet, somit Kläger
und Richter zugleich ist. Überhaupt kassiert die Vor-
prüfung den Vorteil des Individualantragsrechts wie-
der. Selbst wenn der Antrag in den Ausschuss ge-
langt, gibt es keine Pflicht zur Befassung mit dem
Fall, vielmehr reicht die bloße Passivität der Staaten
für den Verbleib auf der Liste aus. Nicht die Entschei-
dung über den Verbleib ist rechtfertigungsbedürftig,
vielmehr muss der Betroffene begründen, warum er
die Streichung beantragt. Auch wenn die präventiven
Sanktionen nicht die Feststellung von individueller
Schuld verlangen und daher die für das strafrechtli-
che Verfahren so wesentliche Unschuldsvermutung
nicht gilt, weckt die Auferlegung der Darlegungs-
und Beweislast doch rechtsstaatliche Zweifel. 

Im Übrigen kann das Verfahren weder eine unab-
hängige noch unparteiische Entscheidung garantie-
ren, wie es Mindestanforderungen an ein gerichtli-
ches Verfahren gebieten würden. Zwar hat der Si-
cherheitsrat mit dem ›associated with‹-Test Ansätze
rechtlicher Vorgaben für die Bestimmung, wer auf
die Liste gehört, entwickelt; im Ausschuss entschei-
den mit den Staaten jedoch keine unabhängigen Ak-
teure anhand rein rechtlicher Maßstäbe. Politische
Interessen können hier ausschlaggebend sein und be-
reits ein Veto verhindert eine Entscheidung für die
Streichung aus der Liste. Da der Ausschuss regelmä-
ßig geheim tagt und die Entscheidung nicht begrün-
den muss, ist zudem eine öffentliche Kontrolle nicht
möglich. Auch die Pflicht des Ausschusses, bis Juni
2010 eine Prüfung sämtlicher Eintragungen vorzu-
nehmen, nützt den Betroffenen wenig, denn das Ver-
fahren entspricht dem ›De-listing‹-Verfahren und geht
ebenfalls von einer Vermutung zulasten der aufgelis-
teten Person oder Organisation aus. 

Insgesamt wird das diplomatisch-politische Strei-
chungsverfahren dem Mindeststandard der Verfah-
rensrechte nicht gerecht.25 Für die Betroffenen ist miss-
lich, dass ihnen effektiver Rechtsschutz auch von an-
derer Seite nicht garantiert wird. Die Aufnahme in
die Liste und die Anordnung der Sanktionsverhän-
gung sind Handlungen, die dem Sicherheitsrat und
damit den Vereinten Nationen zuzurechnen sind. Vor
nationalen Gerichten hat eine Klage gegen die Im-
munität genießenden Vereinten Nationen (Art. 105
Abs. 1 UN-Charta) keine Aussicht auf Erfolg, und
vor dem Internationalen Gerichtshof können Pri-
vatpersonen nicht auftreten. Hinsichtlich der kon-
kreten Umsetzung durch die Staaten kommt Rechts-
schutz allerdings sowohl durch die nationalen Ge-
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richte als auch die regionalen völkerrechtlichen Ge-
richte der Menschenrechtspakte in Betracht. Der
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte etwa
steht gegen Maßnahmen der Vertragsstaaten zur
Verfügung, kann die nationalen Umsetzungsmaß-
nahmen aber weder aufheben noch den Staat zur
Nichterfüllung seiner völkerrechtlichen Umsetzungs-
pflicht zwingen. Demgegenüber können nationale Ge-
richte Rechtsschutz gewähren und oftmals Umset-
zungsmaßnahmen auch aufheben. Da und soweit
die Maßnahmen jedoch auf verbindlichen Vorga-
ben des Sicherheitsrats beruhen, dürften die Gerichte
sehr zögerlich sein, einer Klage stattzugeben. Dies
nicht zuletzt, um die Erfüllung der völkerrechtlichen
Verpflichtungen des jeweiligen Staates und die An-
erkennung des völkerrechtlichen Vorrangs des UN-
Rechts nicht zu gefährden. Bis dato war keiner Klage
Erfolg beschieden. In dieser Situation war es der
EuGH, der Betroffenen als weißer Ritter im Kamp-
fe für ihr Recht beistand.

Konflikt der Rechtsordnungen

Dass der EuGH angerufen werden und er der Klage
des gelisteten Jassin Abdullah Kadi und der Al Bara-
kaat International Foundation stattgeben konnte,
liegt an folgender Besonderheit:26 Die Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union (EU) bedienten sich der
EU und der Europäischen Gemeinschaft zur Umset-
zung der Sicherheitsratsresolutionen hinsichtlich des
Reise- und Finanzembargos. Dazu erließen sie mit der
Verordnung einen EG-Rechtsakt, der in den Mit-
gliedstaaten unmittelbar anwendbar ist und gegen
den die genannten Personen klagen konnten. Sie sahen
sich in ihrem Eigentumsrecht sowie dem Recht auf
rechtliches Gehör und effektiven Rechtsschutz verletzt.

Das zunächst angerufene Gericht erster Instanz
(EuG) wies die Klage zurück: Anders als bei Sank-
tionen, welche die EU/EG autonom trifft,27 gelte es
bei Maßnahmen, die zwingende Vorgaben des Sicher-
heitsrats umsetzen, den gemeinschaftsrechtlich abge-
sicherten Vorrang des UN-Rechts zu beachten. Eine
Kontrolle der Umsetzungsmaßnahmen durch das EuG
komme einer Kontrolle des Sicherheitsrats gleich, zu
welcher das Gericht nicht befugt sei. Nur eine Ver-
letzung von zwingendem Völkerrecht (ius cogens)
könne das EuG prüfen; eine solche läge aber nicht
vor.28 Diese deutlich zurückgenommene Gerichts-
barkeit des EuG ist für die Betroffenen ohne prakti-
schen Nutzen. Auch die Begründung einer aus dem
Europarecht abgeleiteten, dem Völkerrecht so nicht
bekannten Pflicht zur Ausübung diplomatischen
Schutzes durch den Heimatstaat29 hilft eingedenk des
skizzierten politischen und eben nicht rechtsförmigen
Verfahrens kaum.

In Verteidigung der Autonomie der Rechtsord-
nung der EG und deren Charakters als Rechtsge-
meinschaft hat der in zweiter Instanz angerufene

EuGH30 die Verordnung zur Umsetzung für nichtig
erklärt. Mangels Mitteilung über die belastenden Um-
stände und einer Anhörung der Betroffenen, die eine
Möglichkeit zum Vortrag und zur Verteidigung bie-
ten könnte, seien deren Verfahrensrechte und inso-
weit auch das Recht auf Eigentum durch das Ver-
fahren zum Erlass der Verordnung verletzt; effekti-
ver gerichtlicher Rechtsschutz könne nicht gewährt
werden. Dass die Verordnung der Umsetzung der
Sanktionsvorgaben des Sicherheitsrats diente, hat den
EuGH nicht davon abgehalten, seine Gerichtsbar-
keit auszuüben und die strittige Verordnung zu prü-
fen. Er argumentiert, dass die Sicherheitsresolution
unberührt bliebe, da das Urteil sich auf die Nichtig-
keitserklärung eines EG-Rechtsaktes beschränke. Au-
ßerdem belasse das UN-Recht den Mitgliedstaaten
freie Wahl für die Übernahme der Resolutionen und
damit Umsetzung der Sanktionen. Im Rahmen der
Darlegung, warum eine Nichtjustiziabilität der Ver-
ordnung ausscheide, stellt der Gerichtshof zudem
ausdrücklich fest, dass das Verfahren vor dem Sank-
tionsausschuss die Garantien eines gerichtlichen
Rechtsschutzes offenkundig nicht biete. 

Dass der EuGH die besondere Bedeutung des Si-
cherheitsrats und der Sanktionsumsetzung für die
Wahrung des Weltfriedens betont, kann nicht ka-
schieren, dass er der EG-Rechtsordnung und den dar-
in verankerten Menschenrechten Vorrang vor den
verbindlichen Vorgaben des Sicherheitsrats einräumt.
Auch wenn die Umsetzung den UN-Mitgliedstaaten
freigestellt ist, bleibt die Verpflichtung zur Verhän-
gung von Sanktionen gegen die aufgelisteten Perso-
nen vorbehaltslos bestehen. Die prozessualen Ände-

22 Siehe http://www.un.org/sc/committees/dfp.shtml

23 Den präventiven Charakter betont etwa S/RES/1822 v. 30.6.2008;

zweifelnd Larissa van den Herik, The Security Council’s Targeted Sanc-

tions Regimes: In Need of Better Protection of the Individual, Leiden

Journal of International Law, 20. Jg., 4/2007, S. 797–806.

24 Richtlinien des Ausschusses, a.a.O. (Anm. 21), Abs. 7.

25 So die Parlamentarische Versammlung, a.a.O. (Anm. 1), Abs. 6;

ähnlich Clemens A. Feinäulge, Die Terrorlisten des Sicherheitsrates –

Endlich Rechtsschutz des Einzelnen gegen die Vereinten Nationen?,

Zeitschrift für Rechtspolitik, 40. Jg., 3/2007, S. 75–78.

26 Näher dazu Christina Eckes, Sanctions against Individuals – Fighting

Terrorism within the European Legal Order, European Constitutional

Law Review, 4. Jg., 2/2008, S. 205–224. 

27 Zu den verschiedenen Sanktionsregimes im Rahmen der Europäi-

schen Union und der unterschiedlichen Bewertung vgl. Piet Eeckhout,

Community Terrorism Listings, Fundamental Rights, and UN Security

Council Resolutions. In Search of the Right Fit, European Constitutio-

nal Law Review, 3. Jg., 2/2007, S. 183–206.

28 EuG, Rs. T-315/01 (Kadi), Rdnrn. 181ff.

29 EuG, Rs. T-253/02 (Ayadi), Rdnrn. 144ff. 

30 EuGH, verb. Rs. C-402/05P und C-415/05P (Kadi & al Barakaat),

Rdnrn. 322ff.
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rungen, die der EuGH anmahnt, implizieren jedoch,
dass ein Terrorverdächtiger im Rahmen eines gericht-
lichen Verfahrens die Verhängung von Sanktionen
durch die EG verhindern kann. Damit wird ein ab-
soluter, indirekt wirkender Vorrang des UN-Rechts
gegenüber dem EG-Recht zurückgewiesen. 

Ferner ist gegenwärtig noch ungeklärt, ob die EU-
Mitgliedstaaten weiterhin unilateral Sanktionen ver-
hängen können oder wegen eines Verstoßes gegen die
EG-Grundrechte daran gehindert sind.31 Angesichts
der integrationsfreundlichen Judikatur des EuGH zum
Anwendungsbereich des Europarechts scheint dies
nicht ausgeschlossen. Ohnehin dürfte das Urteil einen
Anreiz für nationale Gerichte darstellen, die Umset-
zung der Sanktionen kritischer zu prüfen. Schließen
sich aber weitere Gerichte an und heben nationale
Umsetzungsmaßnahmen auf, ist die Effektivität der
Terrorismusbekämpfung deutlich beeinträchtigt. Der
Konflikt zwischen der Völkerrechtsordnung, der EG-
Rechtsordnung und den nationalen Rechtsordnun-
gen mit ihren jeweiligen Ansprüchen auf Vorrang
drohte dann zu eskalieren. Dass für diesen Fall sich
das Resolutionsrecht nicht durchsetzen und bei wei-
teren Urteilen, die im Vorgehen des Sicherheitsrats
eine Verletzung von Menschenrechten erkennen, das
Ansehen der Vereinten Nationen leiden wird, dürfte
eine realistische Einschätzung sein.

Auswege aus dem Dilemma

Glücklich, wer in der Europäischen Union lebt. Die-
sem kann Rechtsschutz durch den EuGH gewährt
werden, der im Rahmen seiner Zuständigkeit ent-
schlossen ist, die Verfahrensrechte der Betroffenen zu
schützen. Glück ist jedoch ein schlechtes Argument
in der internationalen Politik und keines im interna-
tionalen Recht. Die gegenwärtige Situation ist unbe-
friedigend: Beharrt der Sicherheitsrat auf der Umset-
zung der Sanktionen nach dem gegenwärtigen Modell
und folgen die Mitgliedstaaten ihm, verspielen die
Vereinten Nationen ihre Glaubwürdigkeit im Bereich
des Menschenrechtsschutzes. Verweigern sich die
Staaten, leidet die Effektivität der multilateralen Be-
kämpfung des Terrorismus. Dies gilt auch, wenn die
Nachprüfung der Listenaufnahme und -streichung
durch nationale Gerichte in weitem Umfang eröffnet
würde. Eine Vielzahl möglicherweise sich widerspre-
chender Urteile und unterschiedliche rechtsstaatliche
Standards würden die Einheitlichkeit der Terroris-
musbekämpfung gefährden.

Dieses Dilemma kann nur der Sicherheitsrat selbst
lösen. Er muss seine Rolle als Ermittlungsbehörde,
Kläger, Richter und Gesetzgeber überdenken. Nach
der Vorstellung der Gründer waren die Vereinten
Nationen eine staatenzentrierte Organisation; die
Staaten waren mögliche Adressaten von Maßnah-
men, die der Sicherheitsrat zur Friedenssicherung in
Notsituationen ergreift. Jener hat sich von dieser Vor-

stellung jedoch emanzipiert und zwischenzeitlich in
vielen Bereichen staatsähnliche Aufgaben übernom-
men. Je mehr er aber diese Rolle ausfüllt, ›Gesetze‹ er-
lässt und Maßnahmen gegen Privatpersonen trifft,
desto wichtiger wird es, dass der Sicherheitsrat auch
für sich die Verpflichtungen anerkennt, denen die
Staaten unterliegen. Dazu zählt insbesondere der
Schutz der Menschenrechte. Hier gilt es, einen ge-
rechten Ausgleich zwischen dem Ziel einer effekti-
ven Bekämpfung des Terrorismus einerseits und dem
Schutz des Einzelnen andererseits zu schaffen. Da-
für bietet sich an, auf Ebene der Vereinten Nationen
ein Individualbeschwerderecht einzuführen und ein
unabhängiges, gerichtsähnliches Organ, das über die
Aufnahme in und Streichung aus der Liste anhand
des rechtlich bestimmten ›associated with‹-Maßstabs
entscheidet, einzusetzen.32 Der Sicherheitsrat hat nicht
zuletzt mit den Strafgerichtshöfen für das ehemalige
Jugoslawien und für Ruanda bewiesen, dass er die
partielle Völkerrechtssubjektivität von Individuen
anerkennt. Die Möglichkeit von Privaten, unmittel-
bar auf völkerrechtlicher Ebene Rechtsschutz zu su-
chen, wäre auch kein Novum, wie Art. 34 der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention verdeutlicht.
Schließlich hätte die Einsetzung eines solchen Or-
gans dem EuGH wohl die Chance gegeben, die Um-
setzung im Rahmen der EU mit Hilfe der EG unter
Zurücknahme seiner Gerichtsbarkeit zu gestatten.33

Diese Chance, die Effektivität der Terrorismusbe-
kämpfung rechtsstaatlich abzusichern, hat der Si-
cherheitsrat verpasst.

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte be-
kundet in ihrer Präambel, dass Frieden nicht gegen
die Menschenrechte und die Herrschaft des Rechts
gewonnen werden kann. Gleiches gilt für die Terro-
rismusbekämpfung.34 Der Sicherheitsrat sollte sich an
diese, von der Generalversammlung vor nunmehr über
60 Jahren gewonnene Erkenntnis erinnern.

31 In diese Richtung denkt bereits Generalanwalt Poiares Maduro,

Schlussanträge in der Rs. C-415/05 P (al Barakaat), Rdnr. 30.

32 Zu den Optionen vgl. auch Simon Chesterman, Berichterstatter

der österreichischen Initiative 2004–2008 über den Sicherheitsrat der

Vereinten Nationen und die Herrschaft des Rechts, UN-Dok. A/63/69-

S/2008/270 v. 7.5.2008, S. 18f.

33 Angedeutet EuGH, verb. Rs. C-402/05P und C-415/05P (Kadi & al

Barakaat), Rdnr. 322; ähnlich Generalanwalt Poiares Maduro, Schluss-

anträge in der Rs. C-415/05 P (al Barakaat), Rdnr. 54. 

34 Die Weltweite Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung

des Terrorismus, UN-Dok. A/RES/60/288 v. 8.9.2006, bezeichnet die

Wahrung der Menschenrechte und der Rechtstaatlichkeit als einer der

vier Grundlagen des Kampfes gegen den Terrorismus (unter Teil IV);

vgl. dazu auch den Bericht des Generalsekretärs, a.a.O. (Anm. 5), Abs.

110ff. sowie die UN-Dok. A/RES/61/40 v. 4.12.2006.

Das Urteil des 
EuGH dürfte einen

Anreiz für nationale
Gerichte darstellen,
die Umsetzung der

Sanktionen kriti-
scher zu prüfen.

Es bietet sich an, 
auf Ebene der

Vereinten Nationen
ein Individual-

beschwerderecht
einzuführen und ein

unabhängiges,
gerichtsähnliches

Organ einzusetzen.



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo true
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 2400
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages true
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 2400
  /MonoImageDepth 4
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


